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Strafgesetzbuch (StGB) – Auszug 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2022 (BGBl. I S. 1082). 

 

 

§ 89c 

Terrorismusfinanzierung 

(1) Wer Vermögenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur 

Verfügung stellt mit dem Wissen oder in der Absicht, dass diese von 

einer anderen Person zur Begehung 

1. eines Mordes (§ 211), eines Totschlags (§ 212), eines 

Völkermordes (§ 6 des Völkerstrafgesetzbuches), eines 

Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 7 des 

Völkerstrafgesetzbuches), eines Kriegsverbrechens (§§ 8, 9, 10, 

11 oder 12 des Völkerstrafgesetzbuches), einer Körperverletzung 

nach § 224 oder einer Körperverletzung, die einem anderen 

Menschen schwere körperliche oder seelische Schäden, 

insbesondere der in § 226 bezeichneten Art, zufügt, 

2. eines erpresserischen Menschenraubes (§ 239a) oder einer 

Geiselnahme (§ 239b), 

3. von Straftaten nach den §§ 303b, 305, 305a oder 

gemeingefährlicher Straftaten in den Fällen der §§ 306 bis 306c 

oder 307 Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 bis 4, des § 309 

Absatz 1 bis 5, der §§ 313, 314 oder 315 Absatz 1, 3 oder 4, des 

§ 316b Absatz 1 oder 3 oder des § 316c Absatz 1 bis 3 oder des 

§ 317 Absatz 1, 

4. von Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen des § 330a Absatz 

1 bis 3, 

5. von Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, § 20 Absatz 1 oder 2, § 

20a Absatz 1 bis 3, § 19 Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 

Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2 oder § 20a Absatz 1 bis 3, 

jeweils auch in Verbindung mit § 21, oder nach § 22a Absatz 1 

bis 3 des Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen, 

6. von Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 des Waffengesetzes, 

7. einer Straftat nach § 328 Absatz 1 oder 2 oder § 310 Absatz 1 

oder 2, 

8. einer Straftat nach § 89a Absatz 2a 

verwendet werden sollen, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten 

bis zu zehn Jahren bestraft. Satz 1 ist in den Fällen der Nummern 1 

bis 7 nur anzuwenden, wenn die dort bezeichnete Tat dazu bestimmt 

ist, die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 

Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit 

Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder die 

politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen 

Grundstrukturen eines Staates oder einer internationalen 

Organisation zu beseitigen oder erheblich zu beeinträchtigen, und 

durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat 

oder eine internationale Organisation erheblich schädigen kann. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter der Voraussetzung des Absatzes 

1 Satz 2 Vermögenswerte sammelt, entgegennimmt oder zur 

Verfügung stellt, um selbst eine der in Absatz 1 Satz 1 genannten 

Straftaten zu begehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn die Tat im Ausland 

begangen wird. Wird sie außerhalb der Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union begangen, gilt dies nur, wenn sie durch einen 

Deutschen oder einen Ausländer mit Lebensgrundlage im Inland 

begangen wird oder die finanzierte Straftat im Inland oder durch oder 

gegen einen Deutschen begangen werden soll. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 bedarf die Verfolgung der 

Ermächtigung durch das Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz. Wird die Tat in einem anderen Mitgliedstaat der 

Europäischen Union begangen, bedarf die Verfolgung der 

Ermächtigung durch das Bundesministerium der Justiz und für 

Verbraucherschutz, wenn die Tat weder durch einen Deutschen 

begangen wird noch die finanzierte Straftat im Inland noch durch oder 

gegen einen Deutschen begangen werden soll. 

(5) Sind die Vermögenswerte bei einer Tat nach Absatz 1 oder 2 

geringwertig, so ist auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 

Jahren zu erkennen. 

(6) Das Gericht mildert die Strafe (§ 49 Absatz 1) oder kann von 

Strafe absehen, wenn die Schuld des Täters gering ist. 

(7) Das Gericht kann die Strafe nach seinem Ermessen mildern (§ 49 

Absatz 2) oder von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift absehen, 

wenn der Täter freiwillig die weitere Vorbereitung der Tat aufgibt und 

eine von ihm verursachte und erkannte Gefahr, dass andere diese 

Tat weiter vorbereiten oder sie ausführen, abwendet oder wesentlich 

mindert oder wenn er freiwillig die Vollendung dieser Tat verhindert. 

Wird ohne Zutun des Täters die bezeichnete Gefahr abgewendet 

oder wesentlich gemindert oder die Vollendung der Tat verhindert, 

genügt sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 

erreichen. 

§ 203 

Verletzung von Privatgeheimnissen 

1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 

persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein 

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines 

anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung oder die Führung 

der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 

erfordert, 

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher 

Abschlußprüfung, 

3. Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, 

Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, 

Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, 

Steuerbevollmächtigten, 

3a. Organ oder Mitglied eines Organs einer Wirtschaftsprüfungs-, 

Buchprüfungs- oder einer Berufsausübungsgesellschaft von 

Steuerberatern und Steuerbevollmächtigten, einer 

Berufsausübungsgesellschaft von Rechtsanwälten oder 

europäischen niedergelassenen Rechtsanwälten oder einer 

Berufsausübungsgesellschaft von Patentanwälten oder 

niedergelassenen europäischen Patentanwälten im 

Zusammenhang mit der Beratung und Vertretung der 

Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 

Berufsausübungsgesellschaft im Bereich der Wirtschaftsprüfung, 

Buchprüfung oder Hilfeleistung in Steuersachen oder ihrer 

rechtsanwaltlichen oder patentanwaltlichen Tätigkeit, 

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater 

für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde 

oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 

anerkannt ist, 

5. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle 

nach den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem 

Sozialpädagogen oder 

7. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- 

oder Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, 

steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 

namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 

Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, 

das ihm als 

1. Amtsträger oder Europäischer Amtsträger, 

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem 

Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder 

eines Landes tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen 

Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des 
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Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen 

Ausschusses oder Rates, 

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die 

gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten auf Grund eines 

Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer 

Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung wissenschaftlicher 

Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich 

verpflichtet worden ist, 

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem 

Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen Einzelangaben über 

persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für 

Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist 

jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen 

Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht 

untersagt. 

(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in 

den Absätzen 1 und 2 genannten Personen Geheimnisse den bei 

ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur 

Vorbereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die 

in den Absätzen 1 und 2 Genannten dürfen fremde Geheimnisse 

gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer beruflichen 

oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die 

Inanspruchnahme der Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden 

Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwirkende 

Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der 

beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 

Genannten mitwirken. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis offenbart, das ihm bei 

der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwirkende 

Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten 

Personen tätiger Datenschutzbeauftragter bekannt geworden ist. 

Ebenso wird bestraft, wer 

1. als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge 

getragen hat, dass eine sonstige mitwirkende Person, die 

unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit 

ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur 

Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige 

mitwirkende Personen, die selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 

genannte Person sind, 

2. als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren 

mitwirkenden Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der 

Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt 

gewordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge 

getragen hat, dass diese zur Geheimhaltung verpflichtet wurde; 

dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine 

in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder 

3. nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 

verpflichteten Person ein fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, 

das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus dessen 

Nachlass erlangt hat. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das 

fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt 

offenbart. 

(6) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 

einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist 

die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 242 

Diebstahl 

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht 

wegnimmt, die Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig 

zuzueignen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 243 

Besonders schwerer Fall des Diebstahls 

(1) In besonders schweren Fällen wird der Diebstahl mit 

Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu zehn Jahren bestraft. Ein 

besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 

1. zur Ausführung der Tat in ein Gebäude, einen Dienst- oder 

Geschäftsraum oder in einen anderen umschlossenen Raum 

einbricht, einsteigt, mit einem falschen Schlüssel oder einem 

anderen nicht zur ordnungsmäßigen Öffnung bestimmten 

Werkzeug eindringt oder sich in dem Raum verborgen hält, 

2. eine Sache stiehlt, die durch ein verschlossenes Behältnis oder 

eine andere Schutzvorrichtung gegen Wegnahme besonders 

gesichert ist, 

3. gewerbsmäßig stiehlt, 

4. aus einer Kirche oder einem anderen der Religionsausübung 

dienenden Gebäude oder Raum eine Sache stiehlt, die dem 

Gottesdienst gewidmet ist oder der religiösen Verehrung dient, 

5. eine Sache von Bedeutung für Wissenschaft, Kunst oder 

Geschichte oder für die technische Entwicklung stiehlt, die sich 

in einer allgemein zugänglichen Sammlung befindet oder 

öffentlich ausgestellt ist, 

6. stiehlt, indem er die Hilflosigkeit einer anderen Person, einen 

Unglücksfall oder eine gemeine Gefahr ausnutzt oder 

7. eine Handfeuerwaffe, zu deren Erwerb es nach dem 

Waffengesetz der Erlaubnis bedarf, ein Maschinengewehr, eine 

Maschinenpistole, ein voll- oder halbautomatisches Gewehr oder 

eine Sprengstoff enthaltende Kriegswaffe im Sinne des 

Kriegswaffenkontrollgesetzes oder Sprengstoff stiehlt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 bis 6 ist ein besonders 

schwerer Fall ausgeschlossen, wenn sich die Tat auf eine 

geringwertige Sache bezieht. 

§ 244 

Diebstahl mit Waffen; Bandendiebstahl; 

Wohnungseinbruchdiebstahl 

(1) Mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren wird 

bestraft, wer 

1. einen Diebstahl begeht, bei dem er oder ein anderer Beteiligter 

a) eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei sich 

führt, 

b) sonst ein Werkzeug oder Mittel bei sich führt, um den 

Widerstand einer anderen Person durch Gewalt oder 

Drohung mit Gewalt zu verhindern oder zu überwinden, 

2. als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von 

Raub oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwirkung eines 

anderen Bandenmitglieds stiehlt oder 

3. einen Diebstahl begeht, bei dem er zur Ausführung der Tat in eine 

Wohnung einbricht, einsteigt, mit einem falschen Schlüssel oder 

einem anderen nicht zur ordnungsmäßigen Öffnung bestimmten 

Werkzeug eindringt oder sich in der Wohnung verborgen hält. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 ist die 

Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(4) Betrifft der Wohnungseinbruchdiebstahl nach Absatz 1 Nummer 3 

eine dauerhaft genutzte Privatwohnung, so ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 

§ 244a 

Schwerer Bandendiebstahl 

(1) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird 

bestraft, wer den Diebstahl unter den in § 243 Abs. 1 Satz 2 

genannten Voraussetzungen oder in den Fällen des § 244 Abs. 1 Nr. 

1 oder 3 als Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten 

Begehung von Raub oder Diebstahl verbunden hat, unter Mitwirkung 

eines anderen Bandenmitglieds begeht. 

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) (weggefallen) 
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§ 246 

Unterschlagung 

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache sich oder einem Dritten 

rechtswidrig zueignet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 

schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die Sache dem Täter anvertraut, 

so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

§ 261 

Geldwäsche 

(1) Wer einen Gegenstand, der aus einer rechtswidrigen Tat herrührt, 

1. verbirgt, 

2. in der Absicht, dessen Auffinden, dessen Einziehung oder die 

Ermittlung von dessen Herkunft zu vereiteln, umtauscht, 

überträgt oder verbringt, 

3. sich oder einem Dritten verschafft oder 

4. verwahrt oder für sich oder einen Dritten verwendet, wenn er 

dessen Herkunft zu dem Zeitpunkt gekannt hat, zu dem er ihn 

erlangt hat, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft.2In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 gilt dies nicht 

in Bezug auf einen Gegenstand, den ein Dritter zuvor erlangt hat, 

ohne hierdurch eine rechtswidrige Tat zu begehen. Wer als 

Strafverteidiger ein Honorar für seine Tätigkeit annimmt, handelt in 

den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 nur dann vorsätzlich, wenn 

er zu dem Zeitpunkt der Annahme des Honorars sichere Kenntnis von 

dessen Herkunft hatte. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Tatsachen, die für das Auffinden, die 

Einziehung oder die Ermittlung der Herkunft eines Gegenstands nach 

Absatz 1 von Bedeutung sein können, verheimlicht oder verschleiert. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Wer eine Tat nach Absatz 1 oder Absatz 2 als Verpflichteter nach 

§ 2 des Geldwäschegesetzes begeht, wird mit Freiheitsstrafe von drei 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(5) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt 

in der Regel vor, wenn der Täter gewerbsmäßig handelt oder als 

Mitglied einer Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von 

Geldwäsche verbunden hat. 

(6) Wer in den Fällen des Absatzes 1 oder 2 leichtfertig nicht erkennt, 

dass es sich um einen Gegenstand nach Absatz 1 handelt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Satz 

1 gilt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 nicht für 

einen Strafverteidiger, der ein Honorar für seine Tätigkeit annimmt. 

(7) Wer wegen Beteiligung an der Vortat strafbar ist, wird nach den 

Absätzen 1 bis 6 nur dann bestraft, wenn er den Gegenstand in den 

Verkehr bringt und dabei dessen rechtswidrige Herkunft verschleiert. 

(8) Nach den Absätzen 1 bis 6 wird nicht bestraft, 

1. wer die Tat freiwillig bei der zuständigen Behörde anzeigt oder 

freiwillig eine solche Anzeige veranlasst, wenn nicht die Tat zu 

diesem Zeitpunkt bereits ganz oder zum Teil entdeckt war und 

der Täter dies wusste oder bei verständiger Würdigung der 

Sachlage damit rechnen musste, und 

2. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 unter den in 

Nummer 1 genannten Voraussetzungen die Sicherstellung des 

Gegenstandes bewirkt. 

(9) Einem Gegenstand im Sinne des Absatzes 1 stehen 

Gegenstände, die aus einer im Ausland begangenen Tat herrühren, 

gleich, wenn die Tat nach deutschem Strafrecht eine rechtswidrige 

Tat wäre und 

1. am Tatort mit Strafe bedroht ist oder 

2. nach einer der folgenden Vorschriften und Übereinkommen der 

Europäischen Union mit Strafe zu bedrohen ist: 

a) Artikel 2 oder Artikel 3 des Übereinkommens vom 26. Mai 

1997 aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 Buchstabe c des 

Vertrags über die Europäische Union über die Bekämpfung 

der Bestechung, an der Beamte der Europäischen 

Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union beteiligt sind (BGBl. 2002 II S. 2727, 2729), 

b) Artikel 1 des Rahmenbeschlusses 2002/946/JI des Rates 

vom 28. November 2002 betreffend die Verstärkung des 

strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur 

unerlaubten Ein- und Durchreise und zum unerlaubten 

Aufenthalt (ABl. L 328 vom 5.12.2002, S. 1), 

c) Artikel 2 oder Artikel 3 des Rahmenbeschlusses 2003/568/JI 

des Rates vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der 

Bestechung im privaten Sektor (ABl. L 192 vom 31.7.2003, 

S. 54), 

d) Artikel 2 oder Artikel 3 des Rahmenbeschlusses 2004/757/JI 

des Rates vom 25. Oktober 2004 zur Festlegung von 

Mindestvorschriften über die Tatbestandsmerkmale 

strafbarer Handlungen und die Strafen im Bereich des 

illegalen Drogenhandels (ABl. L 335 vom 11.11.2004, S. 8), 

der zuletzt durch die Delegierte Richtlinie (EU) 2019/369 

(ABl. L 66 vom 7.3.2019, S. 3) geändert worden ist, 

e) Artikel 2 Buchstabe a des Rahmenbeschlusses 2008/841/JI 

des Rates vom 24. Oktober 2008 zur Bekämpfung der 

organisierten Kriminalität (ABl. L 300 vom 11.11.2008, S. 42), 

f) Artikel 2 oder Artikel 3 der Richtlinie 2011/36/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 

zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und 

zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates (ABl. L 101 vom 

15.4.2011, S. 1), 

g) den Artikeln 3 bis 8 der Richtlinie 2011/93/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 

2011 zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs und der 

sexuellen Ausbeutung von Kindern sowie der 

Kinderpornografie sowie zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates (ABl. L 335 vom 

17.12.2011, S. 1; L 18 vom 21.1.2012, S. 7) oder 

h) den Artikeln 4 bis 9 Absatz 1 und 2 Buchstabe b oder den 

Artikeln 10 bis 14 der Richtlinie (EU) 2017/541 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 

zur Terrorismusbekämpfung und zur Ersetzung des 

Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates und zur 

Änderung des Beschlusses 2005/671/JI des Rates (ABl. L 88 

vom 31.3.2017, S. 6). 

(10) Gegenstände, auf die sich die Straftat bezieht, können 

eingezogen werden. § 74a ist anzuwenden. Die §§ 73 bis 73e bleiben 

unberührt und gehen einer Einziehung nach § 74 Absatz 2, auch in 

Verbindung mit den §§ 74a und 74c, vor. 

§ 263  

Betrug 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 

Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen 

dadurch beschädigt, daß er durch Vorspiegelung falscher oder durch 

Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum 

erregt oder unterhält, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 

mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt 

in der Regel vor, wenn der Täter 

1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur 

fortgesetzten Begehung von Urkundenfälschung oder Betrug 

verbunden hat, 

2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt oder in 

der Absicht handelt, durch die fortgesetzte Begehung von Betrug 

eine große Zahl von Menschen in die Gefahr des Verlustes von 

Vermögenswerten zu bringen, 
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3. eine andere Person in wirtschaftliche Not bringt, 

4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder 

Europäischer Amtsträger mißbraucht oder 

5. einen Versicherungsfall vortäuscht, nachdem er oder ein anderer 

zu diesem Zweck eine Sache von bedeutendem Wert in Brand 

gesetzt oder durch eine Brandlegung ganz oder teilweise zerstört 

oder ein Schiff zum Sinken oder Stranden gebracht hat. 

(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 

(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 

schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren wird bestraft, wer den Betrug als Mitglied einer Bande, die sich 

zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den §§ 263 bis 264 

oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig begeht. 

(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

§ 263a 

Computerbetrug 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 

Vermögensvorteil zu verschaffen, das Vermögen eines anderen 

dadurch beschädigt, daß er das Ergebnis eines 

Datenverarbeitungsvorgangs durch unrichtige Gestaltung des 

Programms, durch Verwendung unrichtiger oder unvollständiger 

Daten, durch unbefugte Verwendung von Daten oder sonst durch 

unbefugte Einwirkung auf den Ablauf beeinflußt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) § 263 Abs. 2 bis 6 gilt entsprechend. 

(3) Wer eine Straftat nach Absatz 1 vorbereitet, indem er 

1. Computerprogramme, deren Zweck die Begehung einer solchen 

Tat ist, herstellt, sich oder einem anderen verschafft, feilhält, 

verwahrt oder einem anderen überlässt oder 

2. Passwörter oder sonstige Sicherungscodes, die zur Begehung 

einer solchen Tat geeignet sind, herstellt, sich oder einem 

anderen verschafft, feilhält, verwahrt oder einem anderen 

überlässt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 gilt § 149 Abs. 2 und 3 entsprechend. 

§ 264 

Subventionsbetrug 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 

1. einer für die Bewilligung einer Subvention zuständigen Behörde 

oder einer anderen in das Subventionsverfahren eingeschalteten 

Stelle oder Person (Subventionsgeber) über 

subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen 

unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder 

den anderen vorteilhaft sind, 

2. einen Gegenstand oder eine Geldleistung, deren Verwendung 

durch Rechtsvorschriften oder durch den Subventionsgeber im 

Hinblick auf eine Subvention beschränkt ist, entgegen der 

Verwendungsbeschränkung verwendet, 

3. den Subventionsgeber entgegen den Rechtsvorschriften über die 

Subventionsvergabe über subventionserhebliche Tatsachen in 

Unkenntnis läßt oder 

4. in einem Subventionsverfahren eine durch unrichtige oder 

unvollständige Angaben erlangte Bescheinigung über eine 

Subventionsberechtigung oder über subventionserhebliche 

Tatsachen gebraucht. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt 

in der Regel vor, wenn der Täter 

1. aus grobem Eigennutz oder unter Verwendung nachgemachter 

oder verfälschter Belege für sich oder einen anderen eine nicht 

gerechtfertigte Subvention großen Ausmaßes erlangt, 

2. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder 

Europäischer Amtsträger mißbraucht oder 

3. die Mithilfe eines Amtsträgers oder Europäischen Amtsträgers 

ausnutzt, der seine Befugnisse oder seine Stellung mißbraucht. 

(3) § 263 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 ist der Versuch strafbar. 

(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 leichtfertig handelt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(6) Nach den Absätzen 1 und 5 wird nicht bestraft, wer freiwillig 

verhindert, daß auf Grund der Tat die Subvention gewährt wird. Wird 

die Subvention ohne Zutun des Täters nicht gewährt, so wird er 

straflos, wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Gewähren 

der Subvention zu verhindern. 

(7) Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen 

einer Straftat nach den Absätzen 1 bis 3 kann das Gericht die 

Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte 

aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 2). 

Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, können eingezogen 

werden; § 74a ist anzuwenden. 

(8) Subvention im Sinne dieser Vorschrift ist 

1. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach Bundes- oder 

Landesrecht an Betriebe oder Unternehmen, die wenigstens zum 

Teil 

a) ohne marktmäßige Gegenleistung gewährt wird und 

b) der Förderung der Wirtschaft dienen soll; 

2. eine Leistung aus öffentlichen Mitteln nach dem Recht der 

Europäischen Union, die wenigstens zum Teil ohne marktmäßige 

Gegenleistung gewährt wird. 

Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 ist auch das 

öffentliche Unternehmen. 

(9) Subventionserheblich im Sinne des Absatzes 1 sind Tatsachen, 

1. die durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes von dem 

Subventionsgeber als subventionserheblich bezeichnet sind oder 

2. von denen die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung, 

Weitergewährung oder das Belassen einer Subvention oder 

eines Subventionsvorteils gesetzlich oder nach dem 

Subventionsvertrag abhängig ist. 

§ 264a 

Kapitalanlagebetrug 

(1) Wer im Zusammenhang mit 

1. dem Vertrieb von Wertpapieren, Bezugsrechten oder von 

Anteilen, die eine Beteiligung an dem Ergebnis eines 

Unternehmens gewähren sollen, oder 

2. dem Angebot, die Einlage auf solche Anteile zu erhöhen, 

in Prospekten oder in Darstellungen oder Übersichten über den 

Vermögensstand hinsichtlich der für die Entscheidung über den 

Erwerb oder die Erhöhung erheblichen Umstände gegenüber einem 

größeren Kreis von Personen unrichtige vorteilhafte Angaben macht 

oder nachteilige Tatsachen verschweigt, wird mit Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Tat auf Anteile an einem 

Vermögen bezieht, das ein Unternehmen im eigenen Namen, jedoch 

für fremde Rechnung verwaltet. 

(3) Nach den Absätzen 1 und 2 wird nicht bestraft, wer freiwillig 

verhindert, daß auf Grund der Tat die durch den Erwerb oder die 

Erhöhung bedingte Leistung erbracht wird. Wird die Leistung ohne 

Zutun des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, wenn er sich 

freiwillig und ernsthaft bemüht, das Erbringen der Leistung zu 

verhindern. 

§ 265 

Versicherungsmissbrauch 

(1) Wer eine gegen Untergang, Beschädigung, Beeinträchtigung der 

Brauchbarkeit, Verlust oder Diebstahl versicherte Sache beschädigt, 

zerstört, in ihrer Brauchbarkeit beeinträchtigt, beiseite schafft oder 

einem anderen überläßt, um sich oder einem Dritten Leistungen aus 

der Versicherung zu verschaffen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 263 mit 

Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
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§ 265a 

Erschleichen von Leistungen 

(1) Wer die Leistung eines Automaten oder eines öffentlichen 

Zwecken dienenden Telekommunikationsnetzes, die Beförderung 

durch ein Verkehrsmittel oder den Zutritt zu einer Veranstaltung oder 

einer Einrichtung in der Absicht erschleicht, das Entgelt nicht zu 

entrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 

Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 

schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die §§ 247 und 248a gelten entsprechend. 

§ 265b 

Kreditbetrug 

(1) Wer einem Betrieb oder Unternehmen im Zusammenhang mit 

einem Antrag auf Gewährung, Belassung oder Veränderung der 

Bedingungen eines Kredits für einen Betrieb oder ein Unternehmen 

oder einen vorgetäuschten Betrieb oder ein vorgetäuschtes 

Unternehmen 

1. über wirtschaftliche Verhältnisse 

a) unrichtige oder unvollständige Unterlagen, namentlich 

Bilanzen, Gewinn- und Verlustrechnungen, 

Vermögensübersichten oder Gutachten vorlegt oder 

b) schriftlich unrichtige oder unvollständige Angaben macht, 

die für den Kreditnehmer vorteilhaft und für die Entscheidung über 

einen solchen Antrag erheblich sind, oder 

2. solche Verschlechterungen der in den Unterlagen oder Angaben 

dargestellten wirtschaftlichen Verhältnisse bei der Vorlage nicht 

mitteilt, die für die Entscheidung über einen solchen Antrag 

erheblich sind, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Nach Absatz 1 wird nicht bestraft, wer freiwillig verhindert, daß der 

Kreditgeber auf Grund der Tat die beantragte Leistung erbringt. Wird 

die Leistung ohne Zutun des Täters nicht erbracht, so wird er straflos, 

wenn er sich freiwillig und ernsthaft bemüht, das Erbringen der 

Leistung zu verhindern. 

(3) Im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Betriebe und Unternehmen unabhängig von ihrem Gegenstand 

solche, die nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise 

eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordern; 

2. Kredite Gelddarlehen aller Art, Akzeptkredite, der entgeltliche 

Erwerb und die Stundung von Geldforderungen, die 

Diskontierung von Wechseln und Schecks und die Übernahme 

von Bürgschaften, Garantien und sonstigen Gewährleistungen. 

§ 266 

Untreue 

(1) Wer die ihm durch Gesetz, behördlichen Auftrag oder 

Rechtsgeschäft eingeräumte Befugnis, über fremdes Vermögen zu 

verfügen oder einen anderen zu verpflichten, mißbraucht oder die ihm 

kraft Gesetzes, behördlichen Auftrags, Rechtsgeschäfts oder eines 

Treueverhältnisses obliegende Pflicht, fremde Vermögensinteressen 

wahrzunehmen, verletzt und dadurch dem, dessen 

Vermögensinteressen er zu betreuen hat, Nachteil zufügt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) § 243 Abs. 2 und die §§ 247, 248a und 263 Abs. 3 gelten 

entsprechend. 

§ 267 

Urkundenfälschung 

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Urkunde 

herstellt, eine echte Urkunde verfälscht oder eine unechte oder 

verfälschte Urkunde gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt 

in der Regel vor, wenn der Täter 

1. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur 

fortgesetzten Begehung von Betrug oder Urkundenfälschung 

verbunden hat, 

2. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes herbeiführt, 

3. durch eine große Zahl von unechten oder verfälschten Urkunden 

die Sicherheit des Rechtsverkehrs erheblich gefährdet oder 

4. seine Befugnisse oder seine Stellung als Amtsträger oder 

Europäischer Amtsträger mißbraucht. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren, in minder 

schweren Fällen mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 

Jahren wird bestraft, wer die Urkundenfälschung als Mitglied einer 

Bande, die sich zur fortgesetzten Begehung von Straftaten nach den 

§§ 263 bis 264 oder 267 bis 269 verbunden hat, gewerbsmäßig 

begeht. 

§ 268 

Fälschung technischer Aufzeichnungen 

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr 

1. eine unechte technische Aufzeichnung herstellt oder eine 

technische Aufzeichnung verfälscht oder 

2. eine unechte oder verfälschte technische Aufzeichnung 

gebraucht, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Technische Aufzeichnung ist eine Darstellung von Daten, Meß- 

oder Rechenwerten, Zuständen oder Geschehensabläufen, die durch 

ein technisches Gerät ganz oder zum Teil selbsttätig bewirkt wird, 

den Gegenstand der Aufzeichnung allgemein oder für Eingeweihte 

erkennen läßt und zum Beweis einer rechtlich erheblichen Tatsache 

bestimmt ist, gleichviel ob ihr die Bestimmung schon bei der 

Herstellung oder erst später gegeben wird. 

(3) Der Herstellung einer unechten technischen Aufzeichnung steht 

es gleich, wenn der Täter durch störende Einwirkung auf den 

Aufzeichnungsvorgang das Ergebnis der Aufzeichnung beeinflußt. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 269 

Fälschung beweiserheblicher Daten 

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr beweiserhebliche Daten so 

speichert oder verändert, daß bei ihrer Wahrnehmung eine unechte 

oder verfälschte Urkunde vorliegen würde, oder derart gespeicherte 

oder veränderte Daten gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) § 267 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 

§ 270 

Täuschung im Rechtsverkehr bei der Datenverarbeitung 

Der Täuschung im Rechtsverkehr steht die fälschliche Beeinflussung 

einer Datenverarbeitung im Rechtsverkehr gleich. 

§ 271 

Mittelbare Falschbeurkundung 

(1) Wer bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Tatsachen, 

welche für Rechte oder Rechtsverhältnisse von Erheblichkeit sind, in 

öffentlichen Urkunden, Büchern, Dateien oder Registern als 

abgegeben oder geschehen beurkundet oder gespeichert werden, 

während sie überhaupt nicht oder in anderer Weise oder von einer 

Person in einer ihr nicht zustehenden Eigenschaft oder von einer 

anderen Person abgegeben oder geschehen sind, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
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(2) Ebenso wird bestraft, wer eine falsche Beurkundung oder 

Datenspeicherung der in Absatz 1 bezeichneten Art zur Täuschung 

im Rechtsverkehr gebraucht. 

(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 

einen Dritten zu bereichern oder eine andere Person zu schädigen, 

so ist die Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

§ 274 

Urkundenunterdrückung; Veränderung einer 

Grenzbezeichnung 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 

1. eine Urkunde oder eine technische Aufzeichnung, welche ihm 

entweder überhaupt nicht oder nicht ausschließlich gehört, in der 

Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, vernichtet, 

beschädigt oder unterdrückt, 

2. beweiserhebliche Daten (§ 202a Abs. 2), über die er nicht oder 

nicht ausschließlich verfügen darf, in der Absicht, einem anderen 

Nachteil zuzufügen, löscht, unterdrückt, unbrauchbar macht oder 

verändert oder 

3. einen Grenzstein oder ein anderes zur Bezeichnung einer 

Grenze oder eines Wasserstandes bestimmtes Merkmal in der 

Absicht, einem anderen Nachteil zuzufügen, wegnimmt, 

vernichtet, unkenntlich macht, verrückt oder fälschlich setzt. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

§ 299 

Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, 

wer im geschäftlichen Verkehr als Angestellter oder Beauftragter 

eines Unternehmens 

1. einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür 

fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem 

Bezug von Waren oder Dienstleistungen einen anderen im 

inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer 

Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für sich oder 

einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 

lässt oder annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren oder 

Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und 

dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr einem 

Angestellten oder Beauftragten eines Unternehmens 

1. einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung 

dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug 

von Waren oder Dienstleistungen ihn oder einen anderen im 

inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlauterer 

Weise bevorzuge, oder 

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für diesen 

oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht 

oder gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren oder 

Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und 

dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze. 

§ 324 

Gewässerverunreinigung 

(1) Wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen 

Eigenschaften nachteilig verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 324a 

Bodenverunreinigung 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Stoffe in 

den Boden einbringt, eindringen läßt oder freisetzt und diesen 

dadurch 

1. in einer Weise, die geeignet ist, die Gesundheit eines anderen, 

Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert oder 

ein Gewässer zu schädigen, oder 

2. in bedeutendem Umfang 

verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 325 

Luftverunreinigung 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte 

oder Maschine, unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 

Veränderungen der Luft verursacht, die geeignet sind, außerhalb des 

zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen, 

Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert zu 

schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte 

oder Maschine, unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 

Schadstoffe in bedeutendem Umfang in die Luft außerhalb des 

Betriebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 

Schadstoffe in bedeutendem Umfang in die Luft freisetzt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn 

die Tat nicht nach Absatz 2 mit Strafe bedroht ist. 

(4) Handelt der Täter in den Fällen der Absätze 1 und 2 fahrlässig, so 

ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

(5) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 3 leichtfertig, so ist 

die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe. 

(6) Schadstoffe im Sinne der Absätze 2 und 3 sind Stoffe, die 

geeignet sind, 

1. die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere 

Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen oder 

2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu 

verunreinigen oder sonst nachteilig zu verändern. 

(7) Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4, gilt nicht für 

Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeuge. 

§ 325a 

Verursachen von Lärm, Erschütterungen und 

nichtionisierenden Strahlen 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte 

oder Maschine, unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 

Lärm verursacht, der geeignet ist, außerhalb des zur Anlage 

gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen zu schädigen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte 

oder Maschine, unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten, die 

dem Schutz vor Lärm, Erschütterungen oder nichtionisierenden 

Strahlen dienen, die Gesundheit eines anderen, ihm nicht gehörende 

Tiere oder fremde Sachen von bedeutendem Wert gefährdet, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 

oder Geldstrafe, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder Geldstrafe. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, 

Luft- oder Wasserfahrzeuge. 
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§ 326 

Unerlaubter Umgang mit Abfällen 

(1) Wer unbefugt Abfälle, die 

1. Gifte oder Erreger von auf Menschen oder Tiere übertragbaren 

gemeingefährlichen Krankheiten enthalten oder hervorbringen 

können, 

2. für den Menschen krebserzeugend, fortpflanzungsgefährdend 

oder erbgutverändernd sind, 

3. explosionsgefährlich, selbstentzündlich oder nicht nur 

geringfügig radioaktiv sind oder 

4. nach Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind, 

a) nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu 

verunreinigen oder sonst nachteilig zu verändern oder 

b) einen Bestand von Tieren oder Pflanzen zu gefährden, 

außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage oder unter wesentlicher 

Abweichung von einem vorgeschriebenen oder zugelassenen 

Verfahren sammelt, befördert, behandelt, verwertet, lagert, ablagert, 

ablässt, beseitigt, handelt, makelt oder sonst bewirtschaftet, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer Abfälle im Sinne des Absatzes 1 

entgegen einem Verbot oder ohne die erforderliche Genehmigung in 

den, aus dem oder durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes 

verbringt. 

(3) Wer radioaktive Abfälle unter Verletzung verwaltungsrechtlicher 

Pflichten nicht abliefert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist der Versuch strafbar. 

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 

1. in den Fällen der Absätze 1 und 2 Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder Geldstrafe, 

2. in den Fällen des Absatzes 3 Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 

oder Geldstrafe. 

(6) Die Tat ist dann nicht strafbar, wenn schädliche Einwirkungen auf 

die Umwelt, insbesondere auf Menschen, Gewässer, die Luft, den 

Boden, Nutztiere oder Nutzpflanzen, wegen der geringen Menge der 

Abfälle offensichtlich ausgeschlossen sind. 

§ 327 

Unerlaubtes Betreiben von Anlagen 

(1) Wer ohne die erforderliche Genehmigung oder entgegen einer 

vollziehbaren Untersagung 

1. eine kerntechnische Anlage betreibt, eine betriebsbereite oder 

stillgelegte kerntechnische Anlage innehat oder ganz oder 

teilweise abbaut oder eine solche Anlage oder ihren Betrieb 

wesentlich ändert oder 

2. eine Betriebsstätte, in der Kernbrennstoffe verwendet werden, 

oder deren Lage wesentlich ändert, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 

1. eine genehmigungsbedürftige Anlage oder eine sonstige Anlage 

im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, deren Betrieb 

zum Schutz vor Gefahren untersagt worden ist, 

2. eine genehmigungsbedürftige Rohrleitungsanlage zum 

Befördern wassergefährdender Stoffe im Sinne des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung, 

3. eine Abfallentsorgungsanlage im Sinne des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes oder 

4. eine Abwasserbehandlungsanlage nach § 60 Absatz 3 des 

Wasserhaushaltsgesetzes 

ohne die nach dem jeweiligen Gesetz erforderliche Genehmigung 

oder Planfeststellung oder entgegen einer auf dem jeweiligen Gesetz 

beruhenden vollziehbaren Untersagung betreibt. Ebenso wird 

bestraft, wer ohne die erforderliche Genehmigung oder 

Planfeststellung oder entgegen einer vollziehbaren Untersagung eine 

Anlage, in der gefährliche Stoffe oder Gemische gelagert oder 

verwendet oder gefährliche Tätigkeiten ausgeübt werden, in einem 

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in einer Weise 

betreibt, die geeignet ist, außerhalb der Anlage Leib oder Leben eines 

anderen Menschen zu schädigen oder erhebliche Schäden an Tieren 

oder Pflanzen, Gewässern, der Luft oder dem Boden herbeizuführen. 

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder Geldstrafe, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 

oder Geldstrafe. 

§ 328 

Unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen und anderen  

gefährlichen Stoffen und Gütern 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, 

1. wer ohne die erforderliche Genehmigung oder entgegen einer 

vollziehbaren Untersagung Kernbrennstoffe oder 

2. wer ohne die erforderliche Genehmigung oder wer entgegen 

einer vollziehbaren Untersagung sonstige radioaktive Stoffe, die 

nach Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind, durch 

ionisierende Strahlen den Tod oder eine schwere 

Gesundheitsschädigung eines anderen oder erhebliche Schäden 

an Tieren oder Pflanzen, Gewässern, der Luft oder dem Boden 

herbeizuführen, 

herstellt, aufbewahrt, befördert, bearbeitet, verarbeitet oder sonst 

verwendet, einführt oder ausführt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. Kernbrennstoffe, zu deren Ablieferung er auf Grund des 

Atomgesetzes verpflichtet ist, nicht unverzüglich abliefert, 

2. Kernbrennstoffe oder die in Absatz 1 Nr. 2 bezeichneten Stoffe 

an Unberechtigte abgibt oder die Abgabe an Unberechtigte 

vermittelt, 

3. eine nukleare Explosion verursacht oder 

4. einen anderen zu einer in Nummer 3 bezeichneten Handlung 

verleitet oder eine solche Handlung fördert. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten 

1. beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte 

oder technischen Einrichtung, radioaktive Stoffe oder gefährliche 

Stoffe und Gemische nach Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 

1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 

Dezember 2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und 

Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und 

Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 

31.12.2008, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 

790/2009 (ABl. L 235 vom 5.9.2009, S. 1) geändert worden ist, 

lagert, bearbeitet, verarbeitet oder sonst verwendet oder 

2. gefährliche Güter befördert, versendet, verpackt oder auspackt, 

verlädt oder entlädt, entgegennimmt oder anderen überläßt 

und dadurch die Gesundheit eines anderen, Tiere oder Pflanzen, 

Gewässer, die Luft oder den Boden oder fremde Sachen von 

bedeutendem Wert gefährdet. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

(6) Die Absätze 4 und 5 gelten nicht für Taten nach Absatz 2 Nr. 4. 

§ 329 

Gefährdung schutzbedürftiger Gebiete 

(1) Wer entgegen einer auf Grund des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes erlassenen Rechtsverordnung über ein 

Gebiet, das eines besonderen Schutzes vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Geräusche 

bedarf oder in dem während austauscharmer Wetterlagen ein starkes 

Anwachsen schädlicher Umwelteinwirkungen durch 

Luftverunreinigungen zu befürchten ist, Anlagen innerhalb des 

Gebiets betreibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Ebenso wird bestraft, wer innerhalb eines 

solchen Gebiets Anlagen entgegen einer vollziehbaren Anordnung 
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betreibt, die auf Grund einer in Satz 1 bezeichneten 

Rechtsverordnung ergangen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 

Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeuge. 

(2) Wer entgegen einer zum Schutz eines Wasser- oder 

Heilquellenschutzgebietes erlassenen Rechtsvorschrift oder 

vollziehbaren Untersagung 

1. betriebliche Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 

Stoffen betreibt, 

2. Rohrleitungsanlagen zum Befördern wassergefährdender Stoffe 

betreibt oder solche Stoffe befördert oder 

3. im Rahmen eines Gewerbebetriebes Kies, Sand, Ton oder 

andere feste Stoffe abbaut, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

Betriebliche Anlage im Sinne des Satzes 1 ist auch die Anlage in 

einem öffentlichen Unternehmen. 

(3) Wer entgegen einer zum Schutz eines Naturschutzgebietes, einer 

als Naturschutzgebiet einstweilig sichergestellten Fläche oder eines 

Nationalparks erlassenen Rechtsvorschrift oder vollziehbaren 

Untersagung 

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut oder 

gewinnt, 

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt, 

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt, 

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete entwässert,  

5. Wald rodet, 

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes besonders 

geschützten Art tötet, fängt, diesen nachstellt oder deren Gelege 

ganz oder teilweise zerstört oder entfernt, 

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 

besonders geschützten Art beschädigt oder entfernt oder 

8. ein Gebäude errichtet 

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheblich 

beeinträchtigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(4) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten in einem 

Natura 2000-Gebiet einen für die Erhaltungsziele oder den 

Schutzzweck dieses Gebietes maßgeblichen 

1. Lebensraum einer Art, die in Artikel 4 Absatz 2 oder Anhang I der 

Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der 

wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7) oder in 

Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 

zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 

wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 

7), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/17/EU (ABl. L 158 vom 

10.6.2013, S. 193) geändert worden ist, aufgeführt ist, oder 

2. natürlichen Lebensraumtyp, der in Anhang I der Richtlinie 

92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 

natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und 

Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, S. 7), die zuletzt durch die 

Richtlinie 2013/17/EU (ABl. L 158 vom 10.6.2013, S. 193) 

geändert worden ist, aufgeführt ist, 

erheblich schädigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(5) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe 

1. in den Fällen der Absätze 1 und 2 Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren oder Geldstrafe, 

2. in den Fällen des Absatzes 3 Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder Geldstrafe. 

(6) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 4 leichtfertig, so ist 

die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. 

§ 330a 

Schwere Gefährdung durch Freisetzen von Giften 

(1) Wer Stoffe, die Gifte enthalten oder hervorbringen können, 

verbreitet oder freisetzt und dadurch die Gefahr des Todes oder einer 

schweren Gesundheitsschädigung eines anderen Menschen oder die 

Gefahr einer Gesundheitsschädigung einer großen Zahl von 

Menschen verursacht, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 

zehn Jahren bestraft. 

(2) Verursacht der Täter durch die Tat den Tod eines anderen 

Menschen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren. 

(3) In minder schweren Fällen des Absatzes 1 ist auf Freiheitsstrafe 

von sechs Monaten bis zu fünf Jahren, in minder schweren Fällen des 

Absatzes 2 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren zu 

erkennen. 

(4) Wer in den Fällen des Absatzes 1 die Gefahr fahrlässig 

verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. 

(5) Wer in den Fällen des Absatzes 1 leichtfertig handelt und die 

Gefahr fahrlässig verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 331 

Vorteilsannahme 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 

öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die 

Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich 

versprechen läßt oder annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 

Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 

Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 

daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig 

vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 

Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht 

von ihm geforderten Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und 

die zuständige Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die 

Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr 

Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 

§ 332 

Bestechlichkeit 

(1) Ein Amtsträger, ein Europäischer Amtsträger oder ein für den 

öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen Vorteil für sich 

oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen 

läßt oder annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat 

oder künftig vornehme und dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat 

oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 

zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist 

strafbar. 

(2) Ein Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen Union oder 

Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 

Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, 

daß er eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig 

vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt hat oder 

verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 

Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige 

Handlung fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, so sind die 

Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn er sich dem anderen 

gegenüber bereit gezeigt hat, 

1. bei der Handlung seine Pflichten zu verletzen oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei 

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu 

lassen. 

§ 333 

Vorteilsgewährung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem 

für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder einem 

Soldaten der Bundeswehr für die Dienstausübung einen Vorteil für 
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diesen oder einen Dritten anbietet, verspricht oder gewährt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen 

Union oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 

als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er 

eine richterliche Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn die zuständige 

Behörde im Rahmen ihrer Befugnisse entweder die Annahme des 

Vorteils durch den Empfänger vorher genehmigt hat oder sie auf 

unverzügliche Anzeige des Empfängers genehmigt. 

§ 334 

Bestechung 

(1) Wer einem Amtsträger, einem Europäischen Amtsträger, einem 

für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder einem 

Soldaten der Bundeswehr einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 

als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er 

eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und 

dadurch seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird 

mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 2In 

minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren oder Geldstrafe. 

(2) Wer einem Richter, Mitglied eines Gerichts der Europäischen 

Union oder Schiedsrichter einen Vorteil für diesen oder einen Dritten 

als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, daß er 

eine richterliche Handlung 

1. vorgenommen und dadurch seine richterlichen Pflichten verletzt 

hat oder 

2. künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten 

verletzen würde, 

wird in den Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 

bis zu fünf Jahren, in den Fällen der Nummer 2 mit Freiheitsstrafe von 

sechs Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. Der Versuch ist strafbar. 

(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige 

Handlung anbietet, verspricht oder gewährt, so sind die Absätze 1 

und 2 schon dann anzuwenden, wenn er den anderen zu bestimmen 

versucht, daß dieser 

1. bei der Handlung seine Pflichten verletzt oder, 

2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei der 

Ausübung des Ermessens durch den Vorteil beeinflussen läßt. 

 

 

Gesetz über den Wertpapierhandel (WpHG) – Auszug 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2708) 

zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBl. I S. 754). 

 

 

§ 119 WpHG 

Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer eine in § 120 Absatz 2 Nummer 3 oder Absatz 15 

Nummer 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung begeht und dadurch 

einwirkt auf 

1. den inländischen Börsen- oder Marktpreis eines 

Finanzinstruments, eines damit verbundenen Waren-Spot-

Kontrakts, einer Ware im Sinne des § 2 Absatz 5 oder eines 

ausländischen Zahlungsmittels im Sinne des § 51 des 

Börsengesetzes, 

2. den Preis eines Finanzinstruments oder eines damit 

verbundenen Waren-Spot-Kontrakts an einem organisierten 

Markt, einem multilateralen oder organisierten Handelssystem in 

einem anderen Mitgliedstaat oder in einem anderen 

Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum, 

3. den Preis einer Ware im Sinne des § 2 Absatz 5 oder eines 

ausländischen Zahlungsmittels im Sinne des § 51 des 

Börsengesetzes an einem mit einer inländischen Börse 

vergleichbaren Markt in einem anderen Mitgliedstaat oder in 

einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum oder 

4. die Berechnung eines Referenzwertes im Inland oder in einem 

anderen Mitgliedstaat oder in einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 

1031/2010 der Kommission vom 12. November 2010 über den 

zeitlichen und administrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der 

Versteigerung von Treibhausgasemissionszertifikaten gemäß der 

Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

über ein System für den Handel mit 

Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft (ABl. L 302 

vom 18.11.2010, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 

176/2014 (ABl. L 56 vom 26.2.2014, S. 11) geändert worden ist, 

verstößt, indem er 

1. entgegen Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 1, auch in Verbindung 

mit Absatz 2 oder Artikel 40, ein Gebot einstellt, ändert oder 

zurückzieht oder 

2. als Person nach Artikel 38 Absatz 1 Unterabsatz 2, auch in 

Verbindung mit Absatz 2, 

a) entgegen Artikel 39 Buchstabe a eine Insiderinformation 

weitergibt oder 

b) entgegen Artikel 39 Buchstabe b die Einstellung, Änderung 

oder Zurückziehung eines Gebotes empfiehlt oder eine 

andere Person hierzu verleitet. 

(3) Ebenso wird bestraft, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 

596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 

2014 über Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur 

Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 

2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1; L 287 

vom 21.10.2016, S. 320; L 306 vom 15.11.2016, S. 43; L 348 vom 

21.12.2016, S. 83), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 1033/2016 

(ABl. L 175 vom 30.6.2016, S. 1) geändert worden ist, verstößt, indem 

er 

1. entgegen Artikel 14 Buchstabe a ein Insidergeschäft tätigt, 

2. entgegen Artikel 14 Buchstabe b einem Dritten empfiehlt, ein 

Insidergeschäft zu tätigen, oder einen Dritten dazu verleitet oder 

3. entgegen Artikel 14 Buchstabe c eine Insiderinformation 

offenlegt. 

(4) Der Versuch ist strafbar. 

(5) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren wird 

bestraft, wer in den Fällen des Absatzes 1 

1.  gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande, die sich zur 

fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat, handelt 

oder 

2.  in Ausübung seiner Tätigkeit für eine inländische 

Finanzaufsichtsbehörde, ein 

Wertpapierdienstleistungsunternehmen, eine Börse oder einen 

Betreiber eines Handelsplatzes handelt. 

(6) In minder schweren Fällen des Absatzes 5 Nummer 2 ist die Strafe 

Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren. 
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(7) Handelt der Täter in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 

leichtfertig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 

Geldstrafe. 

 

 

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) – Auszug 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2010 (BGBl. I S. 254) 

zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 24. Juni 2022 (BGBl. I S. 959). 

 

 

§ 16 

Strafbare Werbung 

(1) Wer in der Absicht, den Anschein eines besonders günstigen 

Angebots hervorzurufen, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in 

Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Personen bestimmt 

sind, durch unwahre Angaben irreführend wirbt, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Wer es im geschäftlichen Verkehr unternimmt, Verbraucher zur 

Abnahme von Waren, Dienstleistungen oder Rechten durch das 

Versprechen zu veranlassen, sie würden entweder vom Veranstalter 

selbst oder von einem Dritten besondere Vorteile erlangen, wenn sie 

andere zum Abschluss gleichartiger Geschäfte veranlassen, die 

ihrerseits nach der Art dieser Werbung derartige Vorteile für eine 

entsprechende Werbung weiterer Abnehmer erlangen sollen, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

§ 20 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 

Nummer 1 oder 2 mit einem Telefonanruf oder unter Verwendung 

einer automatischen Anrufmaschine gegenüber einem 

Verbraucher ohne dessen vorherige ausdrückliche Einwilligung 

wirbt, 

2. entgegen § 7a Absatz 1 eine dort genannte Einwilligung nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig dokumentiert 

oder nicht oder nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

3. entgegen § 8b Absatz 3 in Verbindung mit § 4b Absatz 1 des 

Unterlassungsklagengesetzes, auch in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 4d Nummer 2 des 

Unterlassungsklagengesetzes, einen dort genannten Bericht 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet 

oder 

4. einer Rechtsverordnung nach § 8b Absatz 3 in Verbindung mit 

§ 4d Nummer 1 des Unterlassungsklagengesetzes oder einer 

vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen 

Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung 

für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 

verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 

Nummer 1 mit einer Geldbuße bis zu dreihunderttausend Euro, in den 

Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 mit einer Geldbuße bis zu 

fünfzigtausend Euro und in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis 

zu hunderttausend Euro geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 

1 Nummer 1 und 2 die Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, in den übrigen Fällen 

das Bundesamt für Justiz. 

 

 

 

Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) – Auszug 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, S 3245) 

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBl. I S. 1214). 

 

 

§ 81 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen den Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 9. Mai 2008 (ABl. C 115 vom 9.5.2008, S. 47) 

verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 101 Absatz 1 eine Vereinbarung trifft, einen 

Beschluss fasst oder Verhaltensweisen aufeinander abstimmt 

oder 

2. entgegen Artikel 102 Satz 1 eine beherrschende Stellung 

missbräuchlich ausnutzt. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Vorschrift der §§ 1, 19, 20 Absatz 1 bis 3 Satz 1, Absatz 3a 

oder Absatz 5, des § 21 Absatz 3 oder 4, des § 29 Satz 1 oder 

des § 41 Absatz 1 Satz 1 über das Verbot einer dort genannten 

Vereinbarung, eines dort genannten Beschlusses, einer 

aufeinander abgestimmten Verhaltensweise, des Missbrauchs 

einer marktbeherrschenden Stellung, des Missbrauchs einer 

Marktstellung oder einer überlegenen Marktmacht, einer 

unbilligen Behinderung oder unterschiedlichen Behandlung, der 

Ablehnung der Aufnahme eines Unternehmens, der Ausübung 

eines Zwangs, der Zufügung eines wirtschaftlichen Nachteils 

oder des Vollzugs eines Zusammenschlusses zuwiderhandelt, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach 

a) § 19a Absatz 2, § 30 Absatz 3, § 31b Absatz 3 Nummer 1 

und 3, § 32 Absatz 1, § 32a Absatz 1, § 32b Absatz 1 Satz 1 

oder § 41 Absatz 4 Nummer 2, auch in Verbindung mit § 40 

Absatz 3a Satz 2, auch in Verbindung mit § 41 Absatz 2 Satz 

3 oder § 42 Absatz 2 Satz 2, oder § 60 oder 

b) § 39 Absatz 5 oder 

c) § 47d Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 47f Nummer 1 oder 

d) § 47d Absatz 1 Satz 5 erster Halbsatz in Verbindung mit einer 

Rechtsverordnung nach § 47f Nummer 2 zuwiderhandelt, 

3. entgegen § 39 Absatz 1 einen Zusammenschluss nicht richtig 

oder nicht vollständig anmeldet, 

4. entgegen § 39 Absatz 6 eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet, 



 
 
 

12/17 

5. einer vollziehbaren Auflage nach § 40 Absatz 3 Satz 1 oder § 42 

Absatz 2 Satz 1 zuwiderhandelt, 

5a. einer Rechtsverordnung nach § 47f Nummer 3 Buchstabe a, b 

oder c oder einer vollziehbaren Anordnung aufgrund einer 

solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die 

Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf diese 

Bußgeldvorschrift verweist, 

5b. entgegen § 47k Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 

jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 47k 

Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2, eine dort genannte 

Änderung oder Mengenangabe nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt, 

6. entgegen § 59 Absatz 2 oder Absatz 4, auch in Verbindung mit § 

47d Absatz 1 Satz 1, § 47k Absatz 7 oder § 82b Absatz 1, ein 

Auskunftsverlangen nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig beantwortet oder Unterlagen nicht, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig herausgibt, 

7. entgegen § 59 Absatz 1 Satz 6, auch in Verbindung mit § 82b 

Absatz 1, nicht zu einer Befragung erscheint, 

8. entgegen § 59a Absatz 2, auch in Verbindung mit § 47d Absatz 

1 Satz 1 und § 47k Absatz 7, geschäftliche Unterlagen nicht, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig zur Einsichtnahme und Prüfung 

vorlegt oder die Prüfung von geschäftlichen Unterlagen sowie 

das Betreten von Geschäftsräumen und -grundstücken nicht 

duldet, 

9. entgegen § 59b Absatz 5 Satz 2, auch in Verbindung mit § 82b 

Absatz 1, eine Durchsuchung von Geschäftsräumen oder 

geschäftlich genutzten Grundstücken oder Sachen nicht duldet, 

10. ein Siegel bricht, das von den Bediensteten der Kartellbehörde 

oder von einer von diesen Bediensteten ermächtigten oder 

benannten Person gemäß § 59b Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 

auch in Verbindung mit § 82b Absatz 1, angebracht worden ist, 

oder 

11. ein Verlangen nach § 59b Absatz 3 Satz 1 Nummer 3, auch in 

Verbindung mit § 82b Absatz 1, nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig beantwortet. 

(3) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. entgegen § 21 Absatz 1 zu einer Liefersperre oder Bezugssperre 

auffordert, 

2. entgegen § 21 Absatz 2 einen Nachteil androht oder zufügt oder 

einen Vorteil verspricht oder gewährt oder 

3. entgegen § 24 Absatz 4 Satz 3 oder § 39 Absatz 3 Satz 5 eine 

Angabe macht oder benutzt. 

 

 

 

Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) – Auszug 

vom 18. April 2019 (BGBl. I S. 466) 

 

 

§ 23 

Verletzung von Geschäftsgeheimnissen 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs, 

aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem 

Inhaber eines Unternehmens Schaden zuzufügen, 

1. entgegen § 4 Absatz 1 Nummer 1 ein Geschäftsgeheimnis 

erlangt, 

2. entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a ein 

Geschäftsgeheimnis nutzt oder offenlegt oder 

3. entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 3 als eine bei einem 

Unternehmen beschäftigte Person ein Geschäftsgeheimnis, das 

ihr im Rahmen des Beschäftigungsverhältnisses anvertraut 

worden oder zugänglich geworden ist, während der 

Geltungsdauer des Beschäftigungsverhältnisses offenlegt. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer zur Förderung des eigenen oder 

fremden Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder 

in der Absicht, dem Inhaber eines Unternehmens Schaden 

zuzufügen, ein Geschäftsgeheimnis nutzt oder offenlegt, das er durch 

eine fremde Handlung nach Absatz 1 Nummer 2 oder Nummer 3 

erlangt hat. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs 

oder aus Eigennutz entgegen § 4 Absatz 2 Nummer 2 oder Nummer 

3 ein Geschäftsgeheimnis, das eine ihm im geschäftlichen Verkehr 

anvertraute geheime Vorlage oder Vorschrift technischer Art ist, nutzt 

oder offenlegt. 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird 

bestraft, wer 

1. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 gewerbsmäßig 

handelt, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 oder Nummer 3 oder des 

Absatzes 2 bei der Offenlegung weiß, dass das 

Geschäftsgeheimnis im Ausland genutzt werden soll, oder 

3. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 2 oder des Absatzes 2 das 

Geschäftsgeheimnis im Ausland nutzt. 

(5) Der Versuch ist strafbar. 

(6) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der 

Strafprozessordnung genannten Person sind nicht rechtswidrig, 

wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder 

Veröffentlichung des Geschäftsgeheimnisses beschränken. 

(7) § 5 Nummer 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. Die §§ 

30 und 31 des Strafgesetzbuches gelten entsprechend, wenn der 

Täter zur Förderung des eigenen oder fremden Wettbewerbs oder 

aus Eigennutz handelt. 

(8) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die 

Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen öffentlichen 

Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen 

für geboten hält. 

 

 

 

Verordnung über Arbeitsstätten (ArbStättV) – Auszug 

vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 2179),  

zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334). 
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§ 9 Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Absatz 1 Nummer 1 des 

Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Absatz 3 eine Gefährdungsbeurteilung nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig dokumentiert, 

2. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine 

Arbeitsstätte in der dort vorgeschriebenen Weise eingerichtet ist 

oder betrieben wird, 

3. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Nummer 4.1 

Absatz 1 des Anhangs einen dort genannten Toilettenraum oder 

eine dort genannte mobile, anschlussfreie Toilettenkabine nicht 

oder nicht in der vorgeschriebenen Weise zur Verfügung stellt, 

4. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Nummer 4.2 

Absatz 1 des Anhangs einen dort genannten Pausenraum oder 

einen dort genannten Pausenbereich nicht oder nicht in der 

vorgeschriebenen Weise zur Verfügung stellt, 

4a. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Nummer 4.4 

Absatz 1 Satz 1 des Anhangs eine Unterkunft in den Fällen der 

Nummer 4.4 Absatz 1 Satz 3 des Anhangs nicht oder nicht 

rechtzeitig zur Verfügung stellt, 

4b. entgegen § 3a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Nummer 4.4 

Absatz 4 Satz 1 des Anhangs eine Unterbringung in einer 

Gemeinschaftsunterkunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig 

oder nicht rechtzeitig dokumentiert, 

5. entgegen § 3a Absatz 2 eine Arbeitsstätte nicht in der dort 

vorgeschriebenen Weise einrichtet oder betreibt, 

6. entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass die 

gefährdeten Beschäftigten ihre Tätigkeit unverzüglich einstellen, 

7. entgegen § 4 Absatz 4 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass 

Verkehrswege, Fluchtwege und Notausgänge freigehalten 

werden, 

8. entgegen § 4 Absatz 5 ein Mittel oder eine Einrichtung zur Ersten 

Hilfe nicht zur Verfügung stellt, 

9. entgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 nicht sicherstellt, dass die 

Beschäftigten vor Aufnahme der Tätigkeit unterwiesen werden. 

(2) Wer durch eine in Absatz 1 bezeichnete vorsätzliche Handlung 

das Leben oder die Gesundheit von Beschäftigten gefährdet, ist nach 

§ 26 Nummer 2 des Arbeitsschutzgesetzes strafbar. 

 

 

 

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln (BetrSichV) – Auszug 

vom 3. Februar 2015 (BGBl. I S. 49),  

zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146). 

 

 

§ 22 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 25 Absatz 1 Nummer 1 des 

Arbeitsschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 eine Gefährdung nicht, nicht richtig 

oder nicht rechtzeitig beurteilt, 

2. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 3 eine Gefährdungsbeurteilung 

durchführt, 

3. (weggefallen) 

4. (weggefallen) 

5. entgegen § 3 Absatz 7 Satz 4 eine Gefährdungsbeurteilung nicht 

oder nicht rechtzeitig aktualisiert, 

6. entgegen § 3 Absatz 8 Satz 1 ein dort genanntes Ergebnis nicht 

oder nicht rechtzeitig dokumentiert, 

7. entgegen § 4 Absatz 1 ein Arbeitsmittel verwendet, 

8. entgegen § 4 Absatz 4 nicht dafür sorgt, dass Arbeitsmittel, für 

die in § 14 oder in Abschnitt 3 dieser Verordnung Prüfungen 

vorgeschrieben sind, nur verwendet werden, wenn diese 

Prüfungen durchgeführt und dokumentiert wurden, 

9. entgegen § 5 Absatz 2 ein Arbeitsmittel verwenden lässt, 

10. entgegen § 5 Absatz 4 nicht dafür sorgt, dass ein Beschäftigter 

nur ein dort genanntes Arbeitsmittel verwendet, 

11. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 1.3 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein Beschäftigter nur 

auf einem dort genannten Platz mitfährt, 

12. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 1.4 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine dort genannte 

Einrichtung vorhanden ist, 

13. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 1.5 eine dort genannte Maßnahme nicht oder nicht 

rechtzeitig trifft, 

14. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 1.7 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass die dort genannte 

Geschwindigkeit angepasst werden kann, 

15. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 1.8 Satz 1 Buchstabe a nicht dafür sorgt, dass eine 

Verbindungseinrichtung gesichert ist, 

16. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 2.1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass die Standsicherheit 

oder die Festigkeit eines dort genannten Arbeitsmittels 

sichergestellt ist, 

17. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 2.1 Satz 5 ein dort genanntes Arbeitsmittel nicht richtig 

aufstellt oder nicht richtig verwendet, 

18. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 2.2 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein Arbeitsmittel mit 

einem dort genannten Hinweis versehen ist, 

19. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 2.3.2 nicht dafür sorgt, dass ein dort genanntes 

Arbeitsmittel abgebremst und eine ungewollte Bewegung 

verhindert werden kann, 

20. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 2.4 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass das Heben eines 

Beschäftigten nur mit einem dort genannten Arbeitsmittel erfolgt, 

21. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 2.5 Buchstabe b oder Buchstabe c nicht dafür sorgt, 

dass Lasten sicher angeschlagen werden oder Lasten oder 

Lastaufnahme- oder Anschlagmittel sich nicht unbeabsichtigt 

lösen oder verschieben können, 

22. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 3.2.3 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass ein dort genanntes 

Gerüst verankert wird, 

23. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 3.2.6 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein Gerüst nur in der 

dort genannten Weise auf-, ab- oder umgebaut wird, 

24. entgegen § 6 Absatz 2 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine 

Schutzeinrichtung verwendet wird, 

25. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 1 eine Information nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfügung stellt,  

26. entgegen § 12 Absatz 1 Satz 2 einen Beschäftigten nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterweist, 

27. entgegen § 12 Absatz 2 Satz 1 eine Betriebsanweisung nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig zur Verfügung 

stellt, 

28. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 4 Satz 1 ein 

Arbeitsmittel nicht oder nicht rechtzeitig prüfen lässt, 
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29. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 2 ein Arbeitsmittel einer 

außerordentlichen Prüfung nicht oder nicht rechtzeitig 

unterziehen lässt, 

30. entgegen § 14 Absatz 7 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein 

Ergebnis aufgezeichnet und aufbewahrt wird, 

31. entgegen § 14 Absatz 7 Satz 2 nicht dafür sorgt, dass eine 

Aufzeichnung eine dort genannte Auskunft gibt, 

32. entgegen § 19 Absatz 1 bei einem Arbeitsmittel nach Anhang 3 

Abschnitt 1 Nummer 1.1, Abschnitt 2 Nummer 1.1 Satz 1 oder 

Abschnitt 3 Nummer 1.1 Satz 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet oder 

33. entgegen § 19 Absatz 3 eine Dokumentation, eine Information, 

einen Nachweis oder eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt. 

(2) Ordnungswidrig im Sinne des § 32 Absatz 1 Nummer 14 

Buchstabe a des Gesetzes über überwachungsbedürftige Anlagen 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 4.1 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein 

Kommunikationssystem wirksam ist, 

2. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 4.1 Satz 2 einen Notfallplan nicht oder nicht rechtzeitig 

zur Verfügung stellt, 

3. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 4.1 Satz 5 eine dort genannte Einrichtung nicht oder 

nicht rechtzeitig bereitstellt, 

4. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 4.1 Satz 6 nicht dafür sorgt, dass eine Person Hilfe 

herbeirufen kann, 

5. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 4.4 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass ein 

Personenumlaufaufzug nur von Beschäftigten verwendet wird, 

5a. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Anhang 1 

Nummer 4.4 Satz 2 einen Personenumlaufaufzug durch eine 

andere Person verwenden lässt, 

6. entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 nicht sicherstellt, dass eine 

überwachungsbedürftige Anlage geprüft wird, 

7. entgegen § 16 Absatz 1 in Verbindung mit Anhang 2 Abschnitt 2 

Nummer 4.1 oder 4.3, Abschnitt 3 Nummer 5.1 Satz 1 bis 3 oder 

4, Nummer 5.2 Satz 1 oder Nummer 5.3 Satz 1 oder Abschnitt 4 

Nummer 5.1 Satz 1, 2 oder 3, Nummer 5.2 bis 5.4 oder 5.5, 

Nummer 5.7 Satz 3, Nummer 5.8 oder Nummer 5.9 Satz 1 nicht 

sicherstellt, dass eine überwachungsbedürftige Anlage geprüft 

wird, 

8. ohne Erlaubnis nach § 18 Absatz 1 Satz 1 eine dort genannte 

Anlage errichtet, betreibt oder ändert, 

9. einer vollziehbaren Anordnung nach § 19 Absatz 5 Satz 1 

zuwiderhandelt oder 

10. eine in Absatz 1 Nummer 9 oder Nummer 24 bezeichnete 

Handlung in Bezug auf eine überwachungsbedürftige Anlage 

nach § 2 Nummer 30 des Produktsicherheitsgesetzes begeht. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 32 Absatz 1 Nummer 14 

Buchstabe b des Gesetzes über überwachungsbedürftige Anlagen 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 19 Absatz 1 bei 

einem Arbeitsmittel nach Anhang 2 Abschnitt 2 Nummer 2 Buchstabe 

a, Buchstabe b Satz 1 oder Buchstabe c, Abschnitt 3 Nummer 2 oder 

Abschnitt 4 Nummer 2.1, 2.2 oder 2.3 eine Anzeige nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

§ 23 Straftaten 

(1) Wer durch eine in § 22 Absatz 1 bezeichnete vorsätzliche 

Handlung Leben oder Gesundheit eines Beschäftigten gefährdet, ist 

nach § 26 Nummer 2 des Arbeitsschutzgesetzes strafbar. 

(2) Wer eine in § 22 Absatz 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung 

beharrlich wiederholt oder durch eine solche vorsätzliche Handlung 

Leben oder Gesundheit eines anderen oder fremde Sachen von 

bedeutendem Wert gefährdet, ist nach § 33 des Gesetzes über 

überwachungsbedürftige Anlagen strafbar. 

 

 

 

Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (ArbSchG) – Auszug 

vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246), 

zuletzt geändert durch Artikel 6k des Gesetzes vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 1454) 

 

 

§ 25 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung nach § 18 Abs. 1 oder § 19 

zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 

diese Bußgeldvorschrift verweist, oder 

2. 

a) als Arbeitgeber oder als verantwortliche Person einer 

vollziehbaren Anordnung nach § 22 Abs. 3 oder 

b) als Beschäftigter einer vollziehbaren Anordnung nach § 22 

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 

zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 

und 2 Buchstabe b mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in 

den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe a mit einer Geldbuße bis 

zu dreißigtausend Euro geahndet werden. 

§ 26 

Strafvorschriften 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, 

wer 

1. eine in § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a bezeichnete Handlung 

beharrlich wiederholt oder 

2.  durch eine in § 25 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 Buchstabe a 

bezeichnete vorsätzliche Handlung Leben oder Gesundheit eines 

Beschäftigten gefährdet. 

 

 

 

Siebtes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Unfallversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254) 

(SGB VII) – Auszug 

Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfallversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBl. I S. 1254), 
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zuletzt geändert durch Artikel 11b des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174). 

 

 

§ 15 

Unfallverhütungsvorschriften 

(1) Die Unfallversicherungsträger können unter Mitwirkung der 

Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e. V. als autonomes 

Recht Unfallverhütungsvorschriften über Maßnahmen zur Verhütung 

von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten 

Gesundheitsgefahren oder für eine wirksame Erste Hilfe erlassen, 

soweit dies zur Prävention geeignet und erforderlich ist und staatliche 

Arbeitsschutzvorschriften hierüber keine Regelung treffen; in diesem 

Rahmen können Unfallverhütungsvorschriften erlassen werden über 

1. Einrichtungen, Anordnungen und Maßnahmen, welche die 

Unternehmer zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 

Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren 

zu treffen haben, sowie die Form der Übertragung dieser 

Aufgaben auf andere Personen, 

2. das Verhalten der Versicherten zur Verhütung von 

Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten 

Gesundheitsgefahren, 

3. vom Unternehmer zu veranlassende arbeitsmedizinische 

Untersuchungen und sonstige arbeitsmedizinische Maßnahmen 

vor, während und nach der Verrichtung von Arbeiten, die für 

Versicherte oder für Dritte mit arbeitsbedingten Gefahren für 

Leben und Gesundheit verbunden sind, 

4. Voraussetzungen, die der Arzt, der mit Untersuchungen oder 

Maßnahmen nach Nummer 3 beauftragt ist, zu erfüllen hat, 

sofern die ärztliche Untersuchung nicht durch eine staatliche 

Rechtsvorschrift vorgesehen ist, 

5. die Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe durch den 

Unternehmer, 

6. die Maßnahmen, die der Unternehmer zur Erfüllung der sich aus 

dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und 

andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit ergebenden Pflichten zu 

treffen hat, 

7. die Zahl der Sicherheitsbeauftragten, die nach § 22 unter 

Berücksichtigung der in den Unternehmen für Leben und 

Gesundheit der Versicherten bestehenden arbeitsbedingten 

Gefahren und der Zahl der Beschäftigten zu bestellen sind. 

In der Unfallverhütungsvorschrift nach Satz 1 Nr. 3 kann bestimmt 

werden, daß arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen auch 

durch den Unfallversicherungsträger veranlaßt werden können. Die 

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. wirkt beim Erlass von 

Unfallverhütungsvorschriften auf Rechtseinheitlichkeit hin. 

(1a) In der landwirtschaftlichen Unfallversicherung ist Absatz 1 mit 

der Maßgabe anzuwenden, dass Unfallverhütungsvorschriften von 

der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft erlassen werden. 

(2) Soweit die Unfallversicherungsträger Vorschriften nach Absatz 1 

Satz 1 Nr. 3 erlassen, können sie zu den dort genannten Zwecken 

auch die Verarbeitung von folgenden Daten über die untersuchten 

Personen durch den Unternehmer vorsehen: 

1. Vor- und Familienname, Geburtsdatum sowie Geschlecht, 

2. Wohnanschrift, 

3. Tag der Einstellung und des Ausscheidens, 

4. Ordnungsnummer, 

5. zuständige Krankenkasse, 

6. Art der vom Arbeitsplatz ausgehenden Gefährdungen, 

7. Art der Tätigkeit mit Angabe des Beginns und des Endes der 

Tätigkeit, 

8. Angaben über Art und Zeiten früherer Tätigkeiten, bei denen eine 

Gefährdung bestand, soweit dies bekannt ist, 

9. Datum und Ergebnis der ärztlichen Vorsorgeuntersuchungen; die 

Übermittlung von Diagnosedaten an den Unternehmer ist nicht 

zulässig, 

10. Datum der nächsten regelmäßigen Nachuntersuchung, 

11. Name und Anschrift des untersuchenden Arztes. 

Soweit die Unfallversicherungsträger Vorschriften nach Absatz 1 

Satz 2 erlassen, gelten Satz 1 sowie § 24 Abs. 1 Satz 3 und 4 

entsprechend. 

(3) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 gilt nicht für die unter bergbehördlicher 

Aufsicht stehenden Unternehmen. 

(4) Die Vorschriften nach Absatz 1 bedürfen der Genehmigung durch 

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Die Entscheidung 

hierüber wird im Benehmen mit den zuständigen obersten 

Verwaltungsbehörden der Länder getroffen. Soweit die Vorschriften 

von einem Unfallversicherungsträger erlassen werden, welcher der 

Aufsicht eines Landes untersteht, entscheidet die zuständige oberste 

Landesbehörde über die Genehmigung im Benehmen mit dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales. Die Genehmigung ist zu 

erteilen, wenn die Vorschriften sich im Rahmen der Ermächtigung 

nach Absatz 1 halten und ordnungsgemäß von der 

Vertreterversammlung beschlossen worden sind. Die Erfüllung der 

Genehmigungsvoraussetzungen nach Satz 4 ist im Antrag auf 

Erteilung der Genehmigung darzulegen. Dabei hat der 

Unfallversicherungsträger insbesondere anzugeben, dass 

1.  eine Regelung der in den Vorschriften vorgesehenen 

Maßnahmen in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften nicht 

zweckmäßig ist, 

2. das mit den Vorschriften angestrebte Präventionsziel 

ausnahmsweise nicht durch Regeln erreicht wird, die von einem 

gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 5 des Arbeitsschutzgesetzes 

eingerichteten Ausschuss ermittelt werden, und 

3. die nach Nummer 1 und 2 erforderlichen Feststellungen in einem 

besonderen Verfahren unter Beteiligung von 

Arbeitsschutzbehörden des Bundes und der Länder getroffen 

worden sind. 

Für die Angabe nach Satz 6 reicht bei Unfallverhütungsvorschriften 

nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 ein Hinweis darauf aus, dass das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales von der Ermächtigung 

zum Erlass einer Rechtsverordnung nach § 14 des Gesetzes über 

Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für 

Arbeitssicherheit keinen Gebrauch macht. 

(5) Die Unternehmer sind über die Vorschriften nach Absatz 1 zu 

unterrichten und zur Unterrichtung der Versicherten verpflichtet. 

§ 209 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer Unfallverhütungsvorschrift nach § 15 Abs. 1 oder 2 

zuwiderhandelt, soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 

diese Bußgeldvorschrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 19 Abs. 1 zuwiderhandelt,  

3. entgegen § 19 Abs. 2 Satz 2 eine Maßnahme nicht duldet, 

4. entgegen § 138 die Versicherten nicht unterrichtet, 

5. entgegen 

a) § 165 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit einer Satzung 

nach § 165 Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 dieses Buches, 

jeweils in Verbindung mit § 34 Absatz 1 Satz 1 des Vierten 

Buches, oder 

b) § 194 

eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig macht, 

6. entgegen § 165 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit einer Satzung 

nach § 34 Absatz 1 Satz 1 des Vierten Buches einen dort 

genannten Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig einreicht, 

7. entgegen § 165 Abs. 4 eine Aufzeichnung nicht führt oder nicht 

oder nicht mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

7a. entgegen § 183 Absatz 6 Satz 1 in Verbindung mit einer Satzung 

nach § 34 Absatz 1 Satz 1 des Vierten Buches eine Auskunft 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig gibt, 
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8. entgegen § 192 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 oder Abs. 4 Satz 1 eine 

Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig macht, 

9. entgegen § 193 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, 

Abs. 2, 3 Satz 2, Abs. 4 oder 6 eine Anzeige nicht, nicht richtig 

oder nicht rechtzeitig erstattet, 

10. entgegen § 193 Abs. 9 einen Unfall nicht in das Schiffstagebuch 

einträgt, nicht darstellt oder nicht in einer besonderen 

Niederschrift nachweist oder 

11. entgegen § 198 oder 203 Abs. 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt. 

In den Fällen der Nummer 5, die sich auf geringfügige 

Beschäftigungen in Privathaushalten im Sinne von § 8a des Vierten 

Buches beziehen, findet § 266a Abs. 2 des Strafgesetzbuches keine 

Anwendung. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer als Unternehmer Versicherten 

Beiträge ganz oder zum Teil auf das Arbeitsentgelt anrechnet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 

bis 3 mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro, in den Fällen des 

Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro, in den 

übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zweitausendfünfhundert 

Euro geahndet werden. 

 

 

 

Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten (LkSG) 

Vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 3959) 

HINWEIS: Die hier genannten Vorschriften des LkSG treten zum 01.01.2023 in Kraft. 

 

 

§ 24 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 nicht dafür sorgt, dass eine dort 

genannte Festlegung getroffen ist, 

2. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 oder § 9 Absatz 3 Nummer 1 eine 

Risikoanalyse nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 

rechtzeitig durchführt, 

3. entgegen § 6 Absatz 1 eine Präventionsmaßnahme nicht oder 

nicht rechtzeitig ergreift, 

4. entgegen § 6 Absatz 5 Satz 1, § 7 Absatz 4 Satz 1 oder § 8 

Absatz 5 Satz 1 eine Überprüfung nicht oder nicht rechtzeitig 

vornimmt, 

5. entgegen § 6 Absatz 5 Satz 3, § 7 Absatz 4 Satz 3 oder § 8 

Absatz 5 Satz 2 eine Maßnahme nicht oder nicht rechtzeitig 

aktualisiert, 

6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 eine Abhilfemaßnahme nicht oder 

nicht rechtzeitig ergreift, 

7. entgegen 

a) § 7 Absatz 2 Satz 1 oder 

b) § 9 Absatz 3 Nummer 3 

ein Konzept nicht oder nicht rechtzeitig erstellt oder nicht oder 

nicht rechtzeitig umsetzt, 

8. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit § 9 Absatz 

1, nicht dafür sorgt, dass ein Beschwerdeverfahren eingerichtet 

ist, 

9. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 2 eine Dokumentation nicht oder 

nicht mindestens sieben Jahre aufbewahrt, 

10. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1 einen Bericht nicht richtig erstellt,  

11. entgegen § 10 Absatz 2 Satz 1 einen dort genannten Bericht nicht 

oder nicht rechtzeitig öffentlich zugänglich macht, 

12. entgegen § 12 einen Bericht nicht oder nicht rechtzeitig einreicht 

oder 

13. einer vollziehbaren Anordnung nach § 13 Absatz 2 oder § 15 Satz 

2 Nummer 2 zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden 

1. in den Fällen des Absatzes 1 

a) Nummer 3, 7 Buchstabe b und Nummer 8 

b) Nummer 6 und 7 Buchstabe a 

mit einer Geldbuße bis zu achthunderttausend Euro, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2, 4, 5 und 13 mit einer 

Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro und 

3. in den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 

hunderttausend Euro. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 2 ist § 30 Absatz 2 Satz 3 

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten anzuwenden. 

(3) Bei einer juristischen Person oder Personenvereinigung mit einem 

durchschnittlichen Jahresumsatz von mehr als 400 Millionen Euro 

kann abweichend von Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Satz 1 

Nummer 1 Buchstabe b eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 

Nummer 6 oder 7 Buchstabe a mit einer Geldbuße bis zu 2 Prozent 

des durchschnittlichen Jahresumsatzes geahndet werden. Bei der 

Ermittlung des durchschnittlichen Jahresumsatzes der juristischen 

Person oder Personenvereinigung ist der weltweite Umsatz aller 

natürlichen und juristischen Personen sowie aller 

Personenvereinigungen der letzten drei Geschäftsjahre, die der 

Behördenentscheidung vorausgehen, zugrunde zu legen, soweit 

diese Personen und Personenvereinigungen als wirtschaftliche 

Einheit operieren. Der durchschnittliche Jahresumsatz kann 

geschätzt werden. 

(4) Grundlage für die Bemessung der Geldbuße bei juristischen 

Personen und Personenvereinigungen ist die Bedeutung der 

Ordnungswidrigkeit. Bei der Bemessung sind die wirtschaftlichen 

Verhältnisse der juristischen Person oder Personenvereinigung zu 

berücksichtigen. Bei der Bemessung sind die Umstände, insoweit sie 

für und gegen die juristische Person oder Personenvereinigung 

sprechen, gegeneinander abzuwägen. Dabei kommen insbesondere 

in Betracht: 

1. der Vorwurf, der den Täter der Ordnungswidrigkeit trifft, 

2. die Beweggründe und Ziele des Täters der Ordnungswidrigkeit, 

3. Gewicht, Ausmaß und Dauer der Ordnungswidrigkeit, 

4. Art der Ausführung der Ordnungswidrigkeit, insbesondere die 

Anzahl der Täter und deren Position in der juristischen Person 

oder Personenvereinigung, 

5. die Auswirkungen der Ordnungswidrigkeit, 

6. vorausgegangene Ordnungswidrigkeiten, für die die juristische 

Person oder Personenvereinigung nach § 30 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten, auch in Verbindung mit § 130 des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, verantwortlich ist, sowie 

vor der Ordnungswidrigkeit getroffene Vorkehrungen zur 

Vermeidung und Aufdeckung von Ordnungswidrigkeiten, 

7. das Bemühen der juristischen Person oder Personenvereinigung, 

die Ordnungswidrigkeit aufzudecken und den Schaden 

wiedergutzumachen, sowie nach der Ordnungswidrigkeit 

getroffene Vorkehrungen zur Vermeidung und Aufdeckung von 

Ordnungswidrigkeiten, 

8. die Folgen der Ordnungswidrigkeit, die die juristische Person 

oder Personenvereinigung getroffen haben. 

(5) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundesamt für 

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle. Für die Rechts- und Fachaufsicht 

über das Bundesamt gilt § 19 Absatz 1 Satz 2 und 3. 
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